
Lisa Gärtner wegen Kritik an Polizeichef
Löther verurteilt - 

Protest gegen Skandalurteil!

Heute verurteilte Richter Keller vom Saalfelder Amtsgericht Lisa
Gärtner, eine der Organisatorinnen des Rebellischen Musikfesti-
vals und jugendpolitische Sprecherin der MLPD, auf Zahlung von
15 Tagessätzen à 35 Euro. Ihr „Vergehen“ - sie hatte auf einer
Kundgebung am 17.  Mai  2018 in  Saalfeld  die  kritische Frage
aufgeworfen: Ob das Verbot des Rebellischen Musikfestivals und
die Kriminalisierung und Diffamierung von Repräsentanten der
MLPD von ganz oben ausging oder Herr Löther, damaliger Leiter
der  Polizeiinspektion  Saalfeld  sich  „durchgeknallt“  verhalten
habe.  Der  Richter  urteilte  dazu  rechtlich  abenteuerlich,  dass
dies eine ‚unwahre Tatsachenbehauptung‘“ gewesen sei, ohne
dies auch nur ansatzweise belegen zu können. Dabei hatten in
dem zweistündigen (auf  eine halbe Stunde angesetzten)  Pro-
zess Lisa Gärtner und ihr Anwalt Peter Weispfenning nachgewie-
sen, dass die Äußerung vom Recht auf freie Meinungsäußerung
gedeckt ist. Das Bundesverfassungsgericht hatte in zwei Urtei-
len  festgestellt,  dass  eine  solche  Äußerung  beleidigend  sein
kann, wenn sie in einer Privatfehde fällt. Dass sie aber durch Ar-
tikel 5 Grundgesetz geschützt ist, wenn es sich wie hier um eine
pointierte, polemisch zugespitzte Äußerung im politischen Mei-
nungskampf handelt. Lisa Gärtner dazu im Prozess: „Es ist nicht
zu akzeptieren, dass Herr Löther und andere mit der Rechtsent-
wicklung der Regierung die demokratischen  Rechte und Frei-
heiten mit Füßen treten, dass das von staatlichen Organen ge-
schützt  wird und stattdessen Kritik  daran kriminalisiert  wird.“
Richter Keller führte ausdrücklich an, dass Löther ja ein „Amts-
träger“ sei – statt ihn in die Schranken zu weisen, wurde das als
Argument  herangezogen,  warum seine  „Ehre“  besonders  be-
troffen wäre. Im Prozess wurde von Lisa Gärtner und ihrem An-
walt das undemokratische Vorgehen gegen das Rebellische Mu-
sikfestival auf die Anklagebank gerückt.
30 Prozessbeobachter waren vor Ort und erlebten mit eigenen
Augen die Rechtsentwicklung in Justizkreisen: Mindestens drei
Mannschaftswagen der Polizei waren zur Überwachung und Ein-
schüchterung der Kundgebung angerückt. Im Gericht musste je-
der  seinen Ausweis  abgeben und wurde registriert.  Zwei  Be-
weisanträge der Verteidigung wurden abgelehnt,  obwohl Zeu-
gen befragt werden sollten, die vor Ort waren. Dafür wurde ne-
ben Polizeioberrat Steinbiss auch Polizeidirektor Löther als Zeu-
gen vernommen, der am 17. Mai in Saalfeld gar nicht vor Ort
war. 
„Es ist klar, dass wir dagegen Berufung einlegen werden“, so
Rechtsanwalt Weispfenning nach dem Prozess.  Die Prozessbe-
sucher  waren sich bei der Kundgebung nach dem Prozess einig:
Es  ist  völlig  richtig,  gegen diese  Kriminalisierung vorzugehen
und entschieden um die demokratischen Rechte und Freiheiten
zu kämpfen.  Als Zeichen der Solidarität wurden 125 Euro für
die Prozesskosten gesammelt.
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